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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 239/21
Datum 05.04.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Magdeburg vom 20. Juli 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Â 
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Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand:

Â 

Zwischen den Beteiligten ist die Bewilligung von Rente wegen Erwerbsminderung
nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch (Gesetzliche Rentenversicherung â��
SGB VI) streitig.

Â 

Der am â�¦ 1988 geborene KlÃ¤ger besuchte bis zum â�¦ 2006 die Schule fÃ¼r
Lernbehinderte in M., ohne einen Schulabschluss zu erreichen (Abschlusszeugnis
vom 18. Juli 2006). Danach durchlief er ein Berufsvorbereitungsjahr, in welchem er
diverse Praktika absolvierte und welches er ohne Erlangung der Ausbildungsreife
beendete. Vom 3. September 2007 bis zum 1. August 2008 nahm er an einer von
der Agentur fÃ¼r Arbeit veranlassten BildungsmaÃ�nahme teil. Vom 1. MÃ¤rz bis
zum 30. April 2010 war er als Verkaufshelfer im An- und Verkauf
versicherungspflichtig tÃ¤tig. Ausweislich der Beurteilung hierÃ¼ber vom 5. Mai
2010 verrichtete der KlÃ¤ger Hilfsarbeiten, z.B. Reinigungsarbeiten,
Transportarbeiten, Ware sortieren und einrÃ¤umen. Er sei stets pÃ¼nktlich
erschienen, sehr motiviert gewesen und habe die ihm gestellten Aufgaben nach
Anleitung â��entsprechend seiner MÃ¶glichkeitenâ�� erledigt. Vom 9. Mai 2011 an
war der KlÃ¤ger bei der K GmbH & Co. KG (im Weitern: K.) im Rahmen eines
unbefristeten vollzeitigen ArbeitsverhÃ¤ltnisses versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt,
bei dem sein Vater als Polier arbeitete. Nach Angaben des Arbeitgebers habe der
KlÃ¤ger nur unter der Aufsicht seines Vaters eingesetzt werden kÃ¶nnen, der ihn
den ganzen Tag Ã¼ber betreut habe. Sein TÃ¤tigkeitsbereich habe sich auf die
Reinigung der Baustelle und die Vorbereitung von anstehenden Arbeiten bezogen.
Aufgaben, die Schreib- oder Rechenarbeit erfordert hÃ¤tten, seien vom KlÃ¤ger
nicht gefordert worden. Wegen der Einzelheiten wird auf Blatt 101 f., 107 der
Verwaltungsakte und Blatt 124 f. der Gerichtsakte Bezug genommen. Seit dem 29.
August 2014 war der KlÃ¤ger infolge eines Arbeitsunfalls arbeitsunfÃ¤hig erkrankt,
erhielt zunÃ¤chst Lohnfortzahlung und dann Krankengeld bis zum 15. MÃ¤rz 2015.
Vom 16. MÃ¤rz 2015 bis zum 15. April 2016 war der KlÃ¤ger erneut
versicherungspflichtig bei K.Â  beschÃ¤ftigt. Nach Angaben des KlÃ¤gers wurde das
ArbeitsverhÃ¤ltnis aufgrund zurÃ¼ckgehender Auftragslage betriebsbedingt
beendet. Vom 16. April 2016 bis zum 15. April 2017 erhielt der KlÃ¤ger
Arbeitslosengeld I. Nachfolgend bezog er bis zum 31. Dezember 2018 Leistungen
der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende in unterschiedlicher HÃ¶he unter
BerÃ¼cksichtigung einer ab 2016 gewÃ¤hrten BerufsunfÃ¤higkeitsrente aus einer
privaten Versicherung und der EinkÃ¼nfte aus einer seit dem 1. Dezember 2017
verrichteten nicht versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung als Aushilfe zur
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Erledigung einfacher TÃ¤tigkeiten im Einzelhandel, insbesondere als Auspacker.
Insoweit wird auf den Arbeitsvertrag vom 25. Januar 2018, Blatt 221 der
Gerichtsakte, verwiesen. Ab Januar 2019 erhÃ¤lt der KlÃ¤ger Leistungen der
Grundsicherung vom Sozialamt H..

Â 

Seit dem 13. Januar 2017 ist beim KlÃ¤ger ein Grad der Behinderung von 50 (nach
seinen Angaben wegen der Hirnleistungsminderung) anerkannt.

Â 

Am 1. Februar 2018 beantragte der KlÃ¤ger nach entsprechender Aufforderung
durch das Jobcenter die Bewilligung von Rente wegen Erwerbsminderung. Aufgrund
der Folgeerkrankungen des Arbeitsunfalls und der EinschrÃ¤nkung der geistigen
LeistungsfÃ¤higkeit kÃ¶nne er keinerlei Arbeiten mehr verrichten. Ã�ber die
gesundheitlichen Beschwerden hinaus sei er durch die Erkrankungen der Eltern und
den Nervenzusammenbruch des Vaters belastet. Wegen der zu seinem Antrag
Ã¼bersandten Unterlagen wird auf Blatt 30 bis 59 der Verwaltungsakte Bezug
genommen.

Â 

Die Beklagte lehnte den Rentenantrag mit Bescheid vom 19. MÃ¤rz 2018 ab. Der
KlÃ¤ger sei seit dem 30. November 1988 dauerhaft voll erwerbsgemindert. Das
Versicherungskonto enthalte bis zu diesem Tag keinen Wartezeitmonat. Da der
KlÃ¤ger bereits voll erwerbsgemindert gewesen sei, bevor er die allgemeine
Wartezeit erfÃ¼llt habe, mÃ¼sse er eine Wartezeit von 240 Monaten gemÃ¤Ã� Â§
43 Abs. 6 i.V.m. Â§ 50 Abs. 2 SGB VI zurÃ¼ckgelegt haben. Auf diese Wartezeit
wÃ¼rden auch Zeiten angerechnet, die nach dem Eintritt der Erwerbsminderung
lÃ¤gen, nÃ¤mlich u.a. Pflichtbeitragszeiten sowie Wartezeitmonate aus
geringfÃ¼giger nichtversicherungspflichtiger BeschÃ¤ftigung. Das
Versicherungskonto des KlÃ¤gers enthalte bis zum 19. MÃ¤rz 2018 statt der
erforderlichen 240 nur 87 Wartezeitmonate. Es fehlten somit noch 153 Monate.
Dann solle der KlÃ¤ger erneut einen Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung
stellen.

Â 

Mit dem hiergegen am 20. April 2018 eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger
geltend, es kÃ¶nne nicht richtig sein, dass man den Tag seiner Geburt zugrunde
lege. Dass er eine Hirnleistungsminderung habe, habe er erst 2017 erfahren.
WÃ¤hrend der Schulzeit habe es immer geheiÃ�en, er habe eine LernschwÃ¤che.
Seit dem 2014 erlittenen Arbeitsunfall gehe es ihm viel schlechter. Er habe einige
MaÃ�nahmen absolviert sowie einige Jahre gearbeitet und dadurch die Wartezeit
erfÃ¼llt. Jetzt heiÃ�e es trotzdem, ihm stehe keine Rente zu. Es kÃ¶nne nicht sein,
dass man Menschen mit Problemen dieser Art einfach fallen lasse und nun zusehen
kÃ¶nne, wie man daran kaputtgehe. Es sei ja wohl ein Witz zu sagen, noch 153
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Monate, dann kÃ¶nne er nochmal Rente beantragen. Das seien ja nur noch knapp
13 Jahre.

Â 

Der KlÃ¤ger Ã¼bersandte der Beklagten aufforderungsentsprechend u.a. die
Mitteilung der SozialpÃ¤dagogin W. vom 20. Juni 2017, wonach er â�� der KlÃ¤ger
â�� die MaÃ�nahme zur Diagnose der ArbeitsmarktfÃ¤higkeit besonders betroffener
behinderter Menschen (DIA-AM) am 16. Juni 2017 wegen Ã�berforderung beendet
habe. FÃ¼r ihn â�� den KlÃ¤ger â�� sei kein Betreuer bestellt. Die Betreuung â��in
gewissen Situationenâ�� Ã¼bernÃ¤hmen seine Eltern und spÃ¤ter seine
Geschwister.

Â 

Die Agentur fÃ¼r Arbeit M. Ã¼bersandte der Beklagten im Rahmen des
Widerspruchsverfahrens nach Â§ 44a Abs. 1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch
(Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� SGB II) im Auftrag des Jobcenters B. das
Gutachten derÂ  Dr. W. vom 1. November 2017, das diese nach Auswertung â��
nicht beigefÃ¼gter Unterlagen â�� u.a. des Gutachtens des Berufspsychologischen
Dienstes vom 5. Januar 2017 sowie der Beurteilung der erfolgten MaÃ�nahme zur
DIA-AM erstellt hatte. Insoweit wird auf Blatt 23 bis 26 sowie 27 bis 53 der
Verwaltungsakte verwiesen. Dr. W. hatte ausgefÃ¼hrt, in den eingesehenen
Beurteilungen werde das Bild eines vom Elternhaus sehr liebevoll begleiteten
Jugendlichen gezeichnet, der bemÃ¼ht sei, den Alltagsanforderungen gerecht zu
werden. Dies gelinge mithilfe der Eltern, die auch die von dem KlÃ¤ger
gewÃ¼nschte VerselbststÃ¤ndigung unterstÃ¼tzten, wobei sich herauskristallisiert
habe, dass ein eigenstÃ¤ndiges konkurrenzfÃ¤higes Arbeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nur auf Kosten der Gesundheit mÃ¶glich sein werde. Bei guten
Arbeitstugenden solle die MÃ¶glichkeit einer unterstÃ¼tzenden BeschÃ¤ftigung
bedacht werden. Der KlÃ¤ger sei voraussichtlich auf Dauer tÃ¤glich weniger als drei
Stunden leistungsfÃ¤hig.

Â 

Die Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft (im Weiteren: BG BAU) teilte der
Beklagten auf Anfrage am 16. November 2018 mit, der KlÃ¤ger erhalte aufgrund
des Unfalls vom 29. August 2014 keine Verletztenrente. Gutachten lÃ¤gen nicht vor
und seien auch nicht angefordert worden. Wegen der von dort Ã¼bersandten
Unterlagen wird auf Blatt 27 bis 53 der Verwaltungsakte verwiesen.

Â 

Die Beklagte holte ferner den Befundbericht des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin
G.Â  vom 25. November 2018 ein, der als FunktionseinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers
eine ausgeprÃ¤gte angeborene kognitive LeistungseinschrÃ¤nkung mitteilte,
aufgrund derer dieser auch im Alter von nunmehr 29 Jahren auf die Hilfe und
Anwesenheit der Mutter angewiesen sei, sowie eine ausgeprÃ¤gte schmerzhafte
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BewegungseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule mit sekundÃ¤ren Myogelosen nach
dem Unfallereignis vom 29. August 2014. BeigefÃ¼gt ist dem Bericht u.a. die
Epikrise der A. Kliniken in G. Ã¼ber die stationÃ¤re Behandlung des KlÃ¤gers vom
29. August bis zum 6. September 2014. Danach sei dem KlÃ¤ger bei Arbeiten auf
einer Baustelle eine RÃ¼ttelplatte in den RÃ¼cken gefallen. Als Diagnosen seien
eine Abrissfraktur des Processus Spinosus des 7. HalswirbelkÃ¶rpers, eine
Rippenserienfraktur rechts 2. bis 5.Â  Rippe sowie eine Augenbrauenplatzwunde
links gestellt worden. Aufgrund der bildgebenden Befunde habe eine konservative
Behandlung der Verletzung erfolgen kÃ¶nnen. Mit einer Wiederaufnahme der Arbeit
sei in etwa sechs Wochen zu rechnen, eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit im
rentenberechtigenden Sinne sei nicht zu erwarten. 2016/2017 seien gehÃ¤uft
Atemwegsinfekte aufgetreten, die jetzt als exogen-allergisches Asthma bronchiale
deklariert worden seien.

Â 

SchlieÃ�lich holte die Beklagte (die oben bereits erwÃ¤hnten)
ArbeitgeberauskÃ¼nfte von K. vom 16. Januar/18. Februar 2019 ein und wies
sodann den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 4. Juni 2019 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die im Widerspruchsverfahren eingeholten Berichte und
Unterlagen ergÃ¤ben keine Ã�nderung der bereits getroffenen sozialmedizinischen
Leistungsbeurteilung.

Â 

Mit der hiergegen am 24. Juli 2017 beim Sozialgericht Magdeburg erhobenen Klage
hat der KlÃ¤ger die Bewilligung von Rente wegen Erwerbsminderung weiterverfolgt.
Er sei in der Zeit vom 9. Mai 2011 bis zum 15. April 2016 als Bauhelfer vollschichtig
erwerbstÃ¤tig gewesen und habe in der Folgezeit bis zum 15. April 2017
Entgeltersatzleistungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit erhalten und beziehe
seitdem Leistungen nach dem SGB II. Daher habe er die allgemeine Wartezeit
erfÃ¼llt. Er leide nach dem erlittenen Arbeitsunfall unter stÃ¤ndigen starken
Schmerzen in der WirbelsÃ¤ule, welche sich bei Belastung verstÃ¤rkten. Er sei auf
die Einnahme von Schmerzmedikamenten angewiesen, um den Schmerz ertrÃ¤glich
zu halten. Bei Belastung verspÃ¼re er eine deutliche Atemnot. Daher sei ihm eine
kÃ¶rperliche BetÃ¤tigung oder Arbeit nicht mehr mÃ¶glich. Bedingt durch die bei
ihm bestehenden Erkrankungen sei er nicht mehr in der Lage, einer
ErwerbstÃ¤tigkeit von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nachzugehen.

Â 

Das Sozialgericht hat einen ErÃ¶rterungstermin durchgefÃ¼hrt und sodann die â��
oben erwÃ¤hnten â�� sozialmedizinischen Unterlagen der Agentur fÃ¼r Arbeit M.,
insbesondere das psychologische Gutachten der Diplom-Psychologin H.Â  vom 5.
Januar 2017 und die Beurteilung der erfolgten DIA-AM vom 16./21. Juni 2017,
beigezogen sowie eine weitere Auskunft von K. vom 12. MÃ¤rz 2021 eingeholt. Die
Diplom-Psychologin H.Â  hat ausgefÃ¼hrt, beim KlÃ¤ger lÃ¤gen erhebliche
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kognitive und schulische Defizite aufgrund einer geistigen Behinderung vor. Der
KlÃ¤ger wÃ¤re mit hoher Wahrscheinlichkeit mit den regulÃ¤ren Anforderungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes Ã¼berfordert. An eine Eingliederung in einen
geschÃ¼tzten Arbeitsbereich (WfbM) wÃ¤re zu denken, doch hierauf kÃ¶nne sich
der KlÃ¤ger gegenwÃ¤rtig nicht ausreichend einlassen. Auch die MaÃ�nahme zur
DIA-AM schloss mit der Beurteilung ab, der KlÃ¤ger benÃ¶tige intensiv betreute
Arbeitsbedingungen mit umfassenden Pausen und RÃ¼cksichtnahme auf sein
individuelles Leistungsbild. Er weise ein geringes Arbeitstempo auf und benÃ¶tige
ausfÃ¼hrliche, tÃ¤glich wiederholende ErklÃ¤rungen sowie einfach strukturierte
ArbeitsauftrÃ¤ge. Den Anforderungen des Ersten Arbeitsmarktes sei er damit nicht
gewachsen. Es werde die Integration in eine WfbM empfohlen. Der KlÃ¤ger habe
seine arbeitsrelevanten EinschrÃ¤nkungen sehr prÃ¤zise reflektieren kÃ¶nnen. Er
fÃ¼hle sich genau zwischen WfbM und Erstem Arbeitsmarkt. Wegen der
Einzelheiten wird auf Blatt 110 bis 121 der Gerichtsakte Bezug genommen.

Â 

SchlieÃ�lich hat Herr G. am 13. Juli 2021 medizinische Unterlagen Ã¼bersandt,
wegen derer auf Blatt 146 bis 157 der Gerichtsakte verwiesen wird.

Â 

Mit Gerichtsbescheid vom 20. Juli 2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Die Beklagte habe es zu Recht abgelehnt, dem KlÃ¤ger eine Rente wegen
Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle bei seiner Antragstellung
am 1. Februar 2018 nicht die allgemeinen und besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r eine Rentenbewilligung. Es sei festzustellen, dass bei dem
KlÃ¤ger seit Geburt eine Erwerbsminderung bestehe. So habe bereits der
behandelnde Hausarzt in seinem Bericht an die Beklagte ausgefÃ¼hrt, dass bei
dem KlÃ¤ger von einer LeistungseinschrÃ¤nkung seit Geburt auszugehen sei. Der
KlÃ¤ger habe einen Berufsabschluss aufgrund seiner kognitiven
LeistungseinschrÃ¤nkungen nicht erreicht. Seine TÃ¤tigkeit bei K.Â  habe nur
deswegen erfolgen kÃ¶nnen, da er zum einen nur mit einfachsten HilfstÃ¤tigkeiten
beauftragt worden sei und im Ã�brigen auch diese TÃ¤tigkeiten nur unter
Beaufsichtigung eines Facharbeiters, aber insbesondere seines Vaters, habe
verrichten kÃ¶nnen. In Bewertung aller UmstÃ¤nde sei davon auszugehen, dass bei
dem KlÃ¤ger seit Geburt eine kognitive LeistungseinschrÃ¤nkung vorliege, welche
dazu fÃ¼hre, dass dieser zu keinem Zeitpunkt in der Lage gewesen sei, auch nur
drei Stunden und mehr tÃ¤glich ohne entsprechende Anleitung einer zumutbaren
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachzugehen. Unter Hinweis auf die
zutreffenden AusfÃ¼hrungen der Beklagten fehlten dem KlÃ¤ger bei Antragstellung
im Februar 2018 noch 153 Wartezeitmonate.

Â 

Gegen den ihm am 3. August 2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger
am 31. August 2021 Berufung beim Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt
und die Bewilligung von Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser
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Erwerbsminderung weiterverfolgt. Zur BegrÃ¼ndung hat er sein Vorbringen aus
dem ersten Rechtszug wiederholt. Die bis zum Arbeitsunfall noch vorhandene
kÃ¶rperliche Belastbarkeit fÃ¼r TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt sei
erst infolge des Arbeitsunfalls aufgehoben worden. Die vom Sozialgericht zitierten
medizinischen Befunde bezÃ¶gen sich auf den Gesundheitszustand nach dem
Arbeitsunfall 2014. Auch die sozialmedizinische Stellungnahme der Bundesagentur
fÃ¼r Arbeit sei erst 2017 erstellt worden. Demnach seien weitere Ermittlungen
anzustellen und entsprechende Stellungnahmen zum LeistungsvermÃ¶gen nach
Beendigung der Schule im Jahr 2006 beizuziehen. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Magdeburg vom 20. Juli 2021 und den
Bescheid der Beklagten vom 19. MÃ¤rz 2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 4. Juni 2019 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung
ab dem 1. Februar 2018 zu bewilligen.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Magdeburg vom 20.
Juli 2021 zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Sie hÃ¤lt den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts und ihren Bescheid fÃ¼r
rechtmÃ¤Ã�ig. Die Beklagte hat zudem auf die Ã¤rztliche Stellungnahme der
BeratungsÃ¤rztin Dr. G. vom 10. Dezember 2021 verwiesen. Danach habe der
KlÃ¤ger bereits in den frÃ¼hen Kindheitstagen AuffÃ¤lligkeiten auf kognitiver
Ebene gezeigt, sodass eine geistige Behinderung diagnostiziert worden sei. Infolge
fehlender Erkrankungen im SÃ¤uglings- und frÃ¼hen Kindesalter, die fÃ¼r solche
DefektzustÃ¤nde verantwortlich sein kÃ¶nnten, sei diese regulÃ¤r mit dem
Geburtstermin assoziiert worden. Nachfolgend sei ein sonderpÃ¤dagogischer
FÃ¶rderbedarf festgestellt worden und die Beschulung in einer spezifisch darauf
ausgerichteten Einrichtung fÃ¼r geistig Behinderte erfolgt. Aufgrund der deutlichen
intellektuelleren Limitation seien ausschlieÃ�lich TÃ¤tigkeiten unter stÃ¤ndiger
Anleitung ohne hÃ¶hergradige Anspruchsleistungen mÃ¶glich gewesen.

Â 
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Aufforderungsentsprechend hat die Beklagte den Versicherungsverlauf vom 29.
April 2022 vorgelegt. Insoweit wird auf Blatt 214 der Gerichtsakte verwiesen.

Â 

Auf Anforderung durch den Senat hat der KlÃ¤ger Unterlagen zu seinem schulischen
und beruflichen Werdegang sowie zu dem sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf
vorgelegt. Ausweislich der Epikrise des Kinderzentrums M. vom 2. Februar 1999
sind darin als Diagnosen eine leichte Intelligenzminderung sowie eine ausgeprÃ¤gte
visuelle WahrnehmungsschwÃ¤che gestellt worden. Die Eltern hÃ¤tten den KlÃ¤ger
1996 wegen motorischer Probleme und 1998 mit Schulleistungsproblemen
vorgestellt. 1997 sei es aufgrund erkennbarer chronisch-schulischer
Ã�berforderung, zunehmender Misserfolgserlebnisse und deutlich erkennbarer
Demotivation zu einer sonderpÃ¤dagogischen Ã�berprÃ¼fung und der Ã�bernahme
in den Sonderschulbereich mit gleichzeitiger Wiederholung der zweiten Klasse
gekommen. Nach wie vor gebe es sehr groÃ�e Probleme, besonders im Fach
Mathematik; zudem kÃ¶nne sich der KlÃ¤ger nur kurzzeitig im Unterricht
konzentrieren. In der Zusammenfassung wird der KlÃ¤ger als ein freundlicher,
kooperativer Junge mit deutlich eingeschrÃ¤nkten intellektuellen
Leistungsvoraussetzungen (Grenzbereich zwischen Lernbehinderung und leichter
Intelligenzminderung) beschrieben. Ã�berdies liege eine ausgeprÃ¤gte
TeilleistungsstÃ¶rung im Bereich der optischen DifferenzierungsfÃ¤higkeit und der
rÃ¤umlich-konstruktiven Funktionen vor. Der KlÃ¤ger benÃ¶tige ein gezieltes
FÃ¶rderangebot. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf Blatt 233 bis 254 der
Gerichtsakte Bezug genommen.

Â 

Mit dem gerichtlichen Schreiben vom 23. Dezember 2022 ist der KlÃ¤ger darauf
hingewiesen worden, dass die Berufung keine Aussicht auf Erfolg biete und das
Berufungsverfahren keine Gesichtspunkte aufgezeigt habe, die einen
Rentenanspruch begrÃ¼nden kÃ¶nnten. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der
Verwaltungsakte der Beklagten, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
gewesen sind, Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das
Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der angefochtene Bescheid der Beklagten ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§Â§ 153 Abs. 1,
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54 Abs. 2 S. 1 Sozialgerichtsgesetz [SGG]). Dem KlÃ¤ger steht ein Anspruch auf
Bewilligung von Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung nicht zu.

Â 

Nach Â§ 43 Abs. 1 S. 1 bzw. Abs. 2 S. 1 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen
der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser bzw. voller
Erwerbsminderung, wenn sie

Â 

1.

Â 

teilweise bzw. voll erwerbsgemindert sind,

Â 

2.

Â 

in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

Â 

3.

Â 

vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben. 

Â 

Nach dem Ergebnis der Ermittlungen im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren ist der
KlÃ¤ger zu keinem Zeitpunkt in der Lage gewesen, mindestens drei Stunden
tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes einer
ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Bereits 1998 wurde bei ihm ein
sonderpÃ¤dagogischer Hilfebedarf festgestellt, der zur Beschulung in einer
Sonderschule fÃ¼r geistig Behinderte fÃ¼hrte. Aufgrund der Intelligenzminderung
und der ausgeprÃ¤gten visuellen WahrnehmungsschwÃ¤che war es ihm nicht
mÃ¶glich, Lesen und Schreiben in ausreichendem Umfang zu erlernen. Die
FÃ¤higkeiten der Rechtschreibung blieben so gering ausgeprÃ¤gt, dass von ihm
geschriebene WÃ¶rter sehr stark fehlerbehaftet blieben und es ihm selbst nur
gelang, kurze SÃ¤tze und einfache Texte zu erlesen. Die mathematischen
Kenntnisse beschrÃ¤nkten sich auf die Addition, Subtraktion und Multiplikation im
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Zahlenraum bis 20, teilweise unter Inanspruchnahme des FingerzÃ¤hlens. Trotz
entsprechender BemÃ¼hungen gelang es dem KlÃ¤ger nicht, den FÃ¼hrerschein
zu erreichen, da er den StraÃ�enverkehr nicht ausreichend Ã¼berblicken konnte.
Aufgrund erheblicher Probleme hinsichtlich der MerkfÃ¤higkeit und der dauerhaften
Umsetzung von gezeigten Aufgaben konnte er zu keinem Zeitpunkt ohne
engmaschige Anleitung und Betreuung auch nur einfachste Aufgaben bewÃ¤ltigen.
Mit der UnterstÃ¼tzung seiner Eltern, zu denen regelmÃ¤Ã�ige â�� Ã¼berwiegend
tÃ¤gliche â�� Kontakte bestehen, ist es ihm nach seinen Angaben gelungen, in
deren unmittelbarer NÃ¤he eine eigene Wohnung zu bewohnen, selbststÃ¤ndig
WÃ¤sche zu waschen, zu kochen und Ã¶ffentliche Verkehrsmittel auf ihm
bekannten Strecken zu benutzen. In fremder Umgebung kann er sich nicht ohne
Begleitung orientieren. Im Rahmen der seit Dezember 2017 verrichteten
geringfÃ¼gigen nicht versicherungspflichtigen TÃ¤tigkeit im Einzelhandel arbeitet
der KlÃ¤ger wÃ¶chentlich zwischen sechs bis max. elf Stunden und erledigt
einfache Arbeiten.

Â 

Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, er habe die allgemeine Wartezeit vor Eintritt des
Leistungsfalls der Erwerbsminderung erfÃ¼llt, da er von Mai 2011 bis April 2016
eine versicherungspflichtige VollzeittÃ¤tigkeit verrichtet habe, fÃ¼hrt dies zu
keinem anderen Ergebnis. Denn dies ist ihm nur mÃ¶glich gewesen, weil der
Arbeitgeber seine TÃ¤tigkeit unter stÃ¤ndiger Beaufsichtigung insbesondere durch
den Vater, der dort als Polier arbeitet, gestattet hat. Aus den eingeholten
AuskÃ¼nften wird deutlich, dass dem KlÃ¤ger ein eigenstÃ¤ndiges
unbeaufsichtigtes Arbeiten nicht mÃ¶glich war. Gegenteiliges ergibt sich auch
entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers nicht aus der vom Sozialgericht eingeholten
ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 12. MÃ¤rz 2021. Denn auch dort ist
ausgefÃ¼hrt, dass TÃ¤tigkeiten durch den KlÃ¤ger â��nach Anweisung
ausgefÃ¼hrtâ�� worden sind und dies â��zusammen mit einem Facharbeiter der
Baustelleâ��. Die weitere Angabe, dies sei â��bei der Zusammenarbeit mit
Bauhelfern, die keine fachlich spezifische Ausbildung haben, normalâ��, fÃ¼hrt zur
Ã�berzeugung des Senats nicht zu einer geÃ¤nderten Gesamtbeurteilung. Der
Senat legt vielmehr die EinschÃ¤tzungen im psychologischen Gutachten vom 5.
Januar 2017 und in der erfolgten DIA-AM von Juni 2017 zugrunde, wonach der
KlÃ¤ger intensiv betreute Arbeitsbedingungen mit umfassenden Pausen und
RÃ¼cksichtnahme auf sein individuelles Leistungsbild bei geringem Arbeitstempo,
ausfÃ¼hrlichen, tÃ¤glich wiederholenden ErklÃ¤rungen und einfach strukturierten
ArbeitsauftrÃ¤gen benÃ¶tige und den Anforderungen des Ersten Arbeitsmarktes
nicht gewachsen sei. Der KlÃ¤ger selbst hat im Rahmen der MaÃ�nahme zur DIA-AM
angegeben, ein langsames Arbeitstempo zu haben und viel Zeit zu benÃ¶tigen, um
seine Arbeit zu verrichten. Er brauche Ruhe bei der Arbeit und kÃ¶nne Zeitdruck
nicht aushalten. Auch wenn diese Beurteilungen zeitlich nach dem erlittenen
Arbeitsunfall vom 29. August 2014 verfasst worden sind, sind diese in Bezug auf die
geistigen und mnestischen Anforderungen auch fÃ¼r die Zeit zumindest ab Februar
1999 maÃ�geblich. Denn eine Verschlimmerung der Defizite der geistigen und
mnestischen FÃ¤higkeiten seit dem Bericht des Kinderzentrums M. vom 2. Februar
1999 ist durch den Arbeitsunfall nicht eingetreten. Bei diesem ist ausschlieÃ�lich
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eine Verletzung der WirbelsÃ¤ule, der Rippen und der Augenbraue links, jedoch
keine Hirnverletzung eingetreten, die Auswirkungen auf die geistige und/oder
mnestische LeistungsfÃ¤higkeit hÃ¤tte haben kÃ¶nnen.

Â 

Soweit der KlÃ¤ger im Berufungsverfahren vortrÃ¤gt, sein LeistungsvermÃ¶gen sei
maÃ�geblich durch die Folgen des Arbeitsunfalls beeintrÃ¤chtigt, wird dies durch
das Ergebnis der medizinischen Ermittlungen nicht bestÃ¤tigt. Vielmehr ist der
Arbeitsunfall nach den von der BG BAU Ã¼bersandten Unterlagen innerhalb von
sechs Wochen folgenlos ausgeheilt, ohne dass weiterhin ArbeitsunfÃ¤higkeit
bestanden hÃ¤tte und eine andauernde Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit erwartet
worden sei. Nachfolgend sind auch keine Gutachten zu den Unfallfolgen notwendig
geworden. Insoweit besteht nach den medizinischen Unterlagen seit 1999
gleichbleibend ein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen. Vor diesem Hintergrund ist
unmaÃ�geblich, ob inzwischen â�� wie sich aus dem im Verwaltungsverfahren
eingeholten Befundbericht des Hausarztes G.vom 25. November 2018 und den
Angaben des KlÃ¤gers und seiner Mutter im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung
beim Senat â�� anhaltende RÃ¼ckenschmerzen mit Belastungsminderung und
Asthma mit Luftnot hinzugetreten sind und sich das LeistungsvermÃ¶gen auch in
kÃ¶rperlicher Hinsicht weiter verschlechtert hat. 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter
Rechtsgrundlage, ohne dass der Senat von einer Entscheidung der in Â§ 160 Abs. 2
Nr. 2 SGG genannten Gerichte abweicht.

Erstellt am: 02.05.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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